


Vorwort
Seit dem Inkrafttreten des Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetzes (BGStG) im Jänner 2006
sind nun beinahe 15 Jahre vergangen. Ein wesentliches
Instrument dieses Gesetzes zur Streitbeilegung sind
Schlichtungen beim Sozialministeriumservice (SMS).

In dieser Broschüre wird aufgezeigt, wie es zu der nun
geltenden gesetzlichen Regelung im BGStG kam. Dabei wird
das Augenmerk insbesondere auf das Instrument der
Schlichtung gelegt. Es wird erläutert, wie Schlichtungen in
der Praxis funktionieren und wer ihre Einleitung beantragen
kann. Ergänzend wird dargelegt, welche alternativen
Regelungen bei Schlichtungsverfahren in die Verhandlungen
eingebracht, aber schlussendlich wieder verworfen wurden.

Funktionieren Schlichtungen in der Praxis?
Folgenden Fragen wird in dieser Broschüre nachgegangen:

Von welchen Faktoren hängt die Nutzung des
Instruments Schlichtung ab?
Welche Faktoren beeinflussen den Erfolg bei
Schlichtungen?
Ist das Instrument Schlichtung in der Praxis geeignet,
Barrieren zu beseitigen?
Gibt es eine Änderung der Schlichtungsnutzung im
zeitlichen Verlauf?
Ergeben sich aus den Erkenntnissen
Handlungsvorschläge?



Diese Broschüre enthält den Text der Master-Thesis „Sind
Schlichtungen ein erfolgreiches Instrument zur
Durchsetzung von Anliegen bei
Behindertendiskriminierung?“. Die Arbeit wurde von Martin
Ladstätter im Rahmen des Universitätslehrgang
„Menschenrechte / Human Rights“ erstellt und beim
Department für Wirtschaftsrecht und Europäische
Integration an der Donau-Universität Krems eingereicht.

Abgerundet wird die Broschüre mit Empfehlungen, wie man
das Instrument Schlichtung weiterentwickeln könnte.
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1. Ziel dieser Arbeit
1.1. Einleitung
Damit behinderte Menschen gleichberechtigt an der
Gesellschaft teilhaben können, bedarf es einerseits einer
Vielzahl von unterstützenden Maßnahmen (z. B.
Barrierefreiheit, Persönliche Assistenz) zur Inklusion,
andererseits aber auch gesetzliche Regelungen, die die
Gleichstellungsrechte von Menschen mit Behinderungen
festschreiben. Im Rahmen dieser Arbeit wird in groben
Zügen nachgezeichnet, welche Veränderungen in den
letzten 25 Jahren im Gleichstellungsbereich für Menschen
mit Behinderungen stattfanden und wie es dazu kam.

1.2. Menschen mit Behinderungen fordern
Bürgerrechte ein
Ich werde versuchen darzulegen, welchen wichtigen Einfluss
die „Independent Living“-Bewegung (= Selbstbestimmt-
Leben-Bewegung) in den USA für Europa hatte. Es wird
anhand von Beispielen aufgezeigt, wie der Funke nach
Europa übergesprungen ist und was dies in Österreich und
Deutschland für die Organisationslandschaft im
Behindertenbereich im Detail bedeutete. Erst durch das
Einfordern von Bürgerrechten für Menschen mit
Behinderungen wurde der Bedarf an legistischen
Änderungen deutlich. Doch vom Aufzeigen bis zu konkreten
Änderungen war es ein weiter Weg, den ich grob skizzieren
werde. Anschließend werde ich im Detail darlegen, welche
gesetzlichen Verbesserungen schlussendlich beschlossen
wurden.



Im Jahr 1997 wurde das österreichische Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG)1 im Artikel 7 um den Text
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt
werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden)
bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten
und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des
täglichen Lebens zu gewährleisten.“ ergänzt. Neben dieser
Anti-Diskriminierungs- und Staatszielbestimmung beschloss
der Bundes-Gesetzgeber im Sommer 2005 ein
Behindertengleichstellungspaket, mit dem u.a. das
Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG)2 um ein
Diskriminierungsverbot erweitert und das Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG)3 geschaffen
wurde.

Im Jahr 2008 ratifizierte die Republik Österreich zusätzlich
die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (UN-BRK). Dieser völkerrechtliche Vertrag
beinhaltet in Artikel 9 umfangreiche Pflichten für die
Vertragsstaaten zum Thema Barrierefreiheit und in Artikel 5
die Verpflichtung, einen wirksamen rechtlichen Schutz vor
Diskriminierung bereitzustellen. Der wichtigste Teil der
österreichischen Gleichstellungsgesetzgebung ist zweifellos
das BGStG. Als Gesetzesziel wird in § 1 festgeschrieben:
„Ziel dieses Bundesgesetzes ist es, die Diskriminierung von
Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder zu
verhindern und damit die gleichberechtigte Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft
zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte
Lebensführung zu ermöglichen.“ Im BGStG wird weiters
definiert, was eine Diskriminierung ist und wie diskriminierte
Personen ihre Rechte bei den ordentlichen Gerichten
geltend machen können.

Voraussetzung für eine Klage wegen Diskriminierung ist
gem § 10 Abs 2 BGStG ein Schlichtungsverfahren gem §§ 14


